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Haushaltssatzung und Bekanntmachung 

der Haushaltssatzung 

1. Haushaltssatzung der Stadt Lünen für das Haushaltsjahr 2023

Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV. 

NRW. S. 666), in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Lünen mit Beschluss vom 

09.03.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen: 

§ 1

Ergebnis- und Finanzplan 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2023, der die für die Erfüllung der Aufgaben der Stadt Lü-

nen voraussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzah-

lungen und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, 

wird 

im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 339.538.930  EUR 

dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 339.176.560  EUR 

im Finanzplan mit 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 295.438.660  EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der laufenden Verwaltungstätigkeit auf 322.064.770  EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit auf  28.840.790  EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit auf 48.585.281  EUR 

dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 33.622.500  EUR 

dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit auf 9.099.000  EUR 

festgesetzt. 

§ 2

Kreditermächtigungen für Investitionen 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, 

wird auf 19.744.500  EUR 
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festgesetzt. Zusätzlich entfallen 9.200.000  EUR 

auf die Deckung von durch die Stadt gewährten Gesellschafterdarlehen. 

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, 

der zur Leistung von Investitionsauszahlungen in künftigen Jahren 

erforderlich ist, wird auf   37.581.200 EUR 

festgesetzt. 

§ 4

Ausgleichsrücklage und allgemeine Rücklage 

Aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan soll eine Inanspruchnahme des Ei-

genkapitals nicht erfolgen. 

§ 5

Kredite zur Liquiditätssicherung 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 

in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 280.000.000  EUR 

festgesetzt. 

§ 6

Steuersätze 

Die Steuersätze für die Gemeindesteuern werden für das Haushaltsjahr 2023 wie folgt festgesetzt: 

1. Grundsteuer

1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) auf 390 v. H. 

1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) auf 760 v. H. 

2. Gewerbesteuer auf 490 v. H. 

Die Angabe der Steuersätze hat in der Haushaltssatzung nur deklaratorische Bedeutung. 
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§ 7

Individuelles Sanierungskonzept 

Nach dem individuellen Sanierungskonzept ist die bilanzielle Überschuldung gem. § 75 Abs. 7 GO NRW 

im Jahre 2022 abgebaut und der rechtswidrige Zustand beendet. Der geprüfte Jahresabschluss 2022 

liegt noch nicht vor, die Wirkung der Umsetzung der im individuellen Sanierungskonzept enthaltenen 

Konsolidierungsmaßnahmen im Haushalt 2022 ist noch nicht abgeschlossen. 

§ 8

Nachtragssatzung 

Die Haushaltssatzung kann nur durch eine Nachtragssatzung geändert werden. Die Pflicht, eine Nach-

tragssatzung zu erlassen besteht bei Überschreitung der Wertegrenzen, die wie folgt festgelegt wer-

den: 

1. Als erheblich im Sinne des § 81 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 GO NRW gilt ein Jahresfehlbetrag von 3 v. H.

der ordentlichen Aufwendungen.

2. Als erheblich im Sinne des § 81 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 GO NRW gelten bisher nicht veranschlagte oder

zusätzliche Aufwendungen, wenn sie im Einzelfall 3 v. H. der ordentlichen Aufwendungen

überschreiten; bisher nicht veranschlagte oder zusätzliche Auszahlungen, wenn sie im Einzelfall

3 v. H. der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit überschreiten.

3. Als geringfügig im Sinne des § 81 Abs. 3 Nr. 1 GO NRW gelten Auszahlungen für bisher nicht

veranschlagte Investitionen bis zu einem Betrag von 1.000.000 €.

Zweckgebundene über- oder außerplanmäßige Zuwendungen oder Beiträge Dritter mindern die für 

die Wertgrenze zu ermittelnden nicht veranschlagten und zusätzlichen Auszahlungen aus Investitions-

tätigkeit, da diese den vorrangingen Budgetierungsregelungen des § 21 Absatz 2 KomHVO NRW i. V. 

m. §§ 9 f. der Haushaltssatzung der Stadt Lünen unterliegen.
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§ 9

Budgets 

Zur flexiblen Haushaltsführung werden gemäß § 21 KomHVO NRW die Erträge und Aufwendungen 

innerhalb der einzelnen Dezernate mit Ausnahme: 

1. der Verfügungsmittel gem. § 14 KomHVO

2. der Personal-, Versorgungsaufwendungen

3. die von der ZGL erhobenen Mieten und Betriebskosten

4. die Mieten und Geschäftsaufwendungen des internen Services

5. der Abschreibungen

6. der Versicherungen

7. der internen Leistungsverrechnung

jeweils zu einem Budget verbunden, sofern nicht spezielle Haushaltsvermerke bestehen. Das gleiche 

gilt jeweils für Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sowie für Einzah-

lungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit. 

Zur eigenverantwortlichen Bewirtschaftung werden Erträge/Einzahlungen und Aufwendungen/Aus-

zahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit sowie die Ein- und Auszahlungen aus Investitionstätig-

keit zu folgenden Budgets zusammengefasst: 

• Die jeweiligen Dezernate (zum Stand des Satzungsbeschlusses die Dezernate I – V). Die Stabsstelle

Wirtschaft und Marketing wird dem Budget des Dezernats V zugeordnet. Alle weiteren Stabsstel-

len und übergeordneten Einheiten werden dem Budget des Dezernats I zugeordnet.

• Personal- und Versorgungsaufwendungen

• Von der ZGL erhobene Mieten und Betriebskosten

• Mieten und Geschäftsaufwendungen des internen Services

• Abschreibungen

• Versicherungen

• Interne Leistungsverrechnungen

§ 10

Haushaltsvermerke 

1. Innerhalb der Budgets können zur Ausschärfung der Mittelbewirtschaftung Aufwendungen und

Erträge zu Deckungskreisen verbunden und zur echten und unechten Deckungsfähigkeit bestimmt

werden. Das gleiche gilt jeweils für Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstä-

tigkeit sowie für Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit.

2. Aufwendungen und Erträge, die zur Umsetzung von Projekten zwischen mehreren Dezernaten

dienen, können zu einem Deckungskreis verbunden und zur echten und unechten Deckungsfähig-
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keit bestimmt werden. Das gleiche gilt jeweils für Einzahlungen und Auszahlungen aus laufender 

Verwaltungstätigkeit sowie für Einzahlungen und Auszahlungen aus Investitionstätigkeit. 

3. Nicht zahlungswirksame Aufwendungen und Erträge können nicht zur Deckung von zahlungswirk-

samen Aufwendungen herangezogen werden.

4. Sämtliche Verpflichtungsermächtigungen innerhalb eines Dezernates werden gem. § 12 Abs. 2

KomHVO NRW für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Der in § 3 der Haushaltssatzung festgesetzte

Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen darf nicht überschritten werden.

5. Zweckgebundene Mehrerträge dürfen nur für entsprechende Mehraufwendungen verwendet

werden.

6. Bei der Erzielung von nicht zweckgebundenen Mehrerträgen innerhalb eines Budgets kann der

Kämmerer auf Antrag eine Erhöhung der Aufwandsermächtigungen zulassen. Bei Mindererträgen

innerhalb eines Budgets verringert sich die Aufwandsermächtigung in gleicher Höhe. Gleiches gilt

auch für Ein- und Auszahlungen.

§ 11

Über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen, 

Verpflichtungsermächtigungen 

Gem. § 83 Abs. 1 S. 1 GO NRW sind überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwendungen und Aus-

zahlungen nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind. Gleiches gilt für Verpflichtungsermächtigungen 

gem. § 85 Abs. 1 GO NRW, wenn außerdem der zulässige Gesamtbetrag nach § 3 der Haushaltssatzung 

nicht überschritten wird. 

Eine Unabweisbarkeit liegt vor, wenn eine zeitliche Verschiebung der Aufwendungen/Auszahlungen 

bis zur nächsten Haushaltssatzung nicht möglich ist, weil ein dringendes sachliches Bedürfnis zur Erfül-

lung der Aufgabe besteht. Eine zeitliche Verschiebung muss entweder unmöglich oder wirtschaftlich 

unzweckmäßig sein. 

1. Über die Leistung unabweisbarer über- und außerplanmäßiger Aufwendungen und Auszah-

lungen entscheidet im Einzelfall der Kämmerer bis zu einer Höhe von 75.000 € bei Aufwen-

dungen und Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit und Finanzierungstätigkeit

sowie bis zu einer Höhe von 150.000 € bei Auszahlungen für Investitionstätigkeit und Ver-

pflichtungsermächtigungen (Erheblichkeitsgrenzen). Der Rat wird über diese Entscheidungen

gem. § 83 Abs. 2 GO NRW in Kenntnis gesetzt.
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2. Im Übrigen bedürfen die Leistungen unabweisbarer über- und außerplanmäßigen Aufwen-

dungen und Auszahlungen sowie Verpflichtungsermächtigungen, die die jeweilige Erheblich-

keitsgrenze überschreiten, der vorherigen Zustimmung des Rates.

3. Als nicht erheblich gemäß § 83 Absatz 2 Satz 1 GO NRW sind Aufwendungen und Auszahlun-

gen anzusehen,

a) die der Rückzahlung von Zuweisungen dienen,

b) die auf einer gesetzlichen oder tarifvertraglichen Grundlage beruhen,

c) die durch zweckgebundene Erträge und Einzahlungen gedeckt sind und

d) die der internen Verrechnung zwischen den Produkten dienen.

4. Bei über- und außerplanmäßigen Aufwendungen, die im Rahmen des Jahresabschlusses erfor-

derlich werden (z.B. Abschreibungen nach § 36 KomHVO NRW, Rückstellungen nach § 37

KomHVO NRW, Zuführungen zum Sonderposten Gebührenhaushalt nach § 44 Absatz 6 KomH-

VO NRW, aktive Rechnungsabgrenzungsposten nach § 43 Absatz 1 KomHVO NRW) sowie den

daraus resultierenden Auszahlungen entfällt das Verfahren nach § 83 GO NRW. Gleiches findet

Anwendung für über- und außerplanmäßige Aufwendungen / Auszahlungen, die aus der Ver-

wendung zweckgebundener Erträge resultieren, die im Jahresabschluss als passive Rechnungs-

abgrenzungsposten nach § 43 Absatz 3 KomHVO NRW gebucht wurden.

§ 12

Einzelausweis von Investitionsmaßnahmen 

Die Wertgrenze gemäß § 4 Abs. 4 S. 3 KomHVO NRW für den Einzelausweis von Investitionsmaßnah-

men wird auf 10.000 € festgesetzt. 

§ 13

Stellenplan 

1. Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig wegfallend“ (kw) angebracht ist, dürfen solche

frei werdenden Stellen dieser Wertigkeit nicht mehr besetzt werden.

2. Soweit im Stellenplan der Vermerk „künftig umwandeln“ (ku) angebracht ist, sind solche frei

werdenden Stellen dieser Wertigkeit in Stellen einer niedrigeren Besoldungsgruppe oder in

Angestelltenstellen umzuwandeln.

Diese Vermerke werden wirksam mit einer Umsetzung oder dem Ausscheiden des Stelleninhabers/der 

Stelleninhaberin. 
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Zur flexiblen Stellenbewirtschaftung können während des Haushaltsjahres insbesondere im Rahmen 

der Wiederbesetzung von Stellen Beamtenstellen mit vergleichbaren Tarifbeschäftigten und Stellen 

von Tarifbeschäftigten mit Beamten besetzt werden. Der Stellenplan ist für das nächste Jahr anzupas-

sen. 
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2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung

Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für das Haushaltsjahr 2023 wird hiermit öffent-

lich bekannt gemacht. 

  

Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme bis zum Ende der Auslegung des Jahresabschlusses gem. § 

96 Abs. 2 GO NRW montags bis donnerstags in der Zeit von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr und freitags von 

8.00 Uhr bis 12.30 Uhr im Rathaus, im Raum 805, 8. Etage, öffentlich aus und ist unter der Adresse 

„www.luenen.de  Rathaus   Finanzen  Finanzwirtschaft  Haushaltspläne  Haushaltsplan 2023“ im 

Internet verfügbar. 

Hinweis 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemein-

deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser Satzung nach 

Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 

denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung oder Anzeige fehlt,

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Lünen vorher gerügt und dabei die

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

L ü n e n, den  19.06.2023 

gez.

Jürgen Kleine-Frauns 

Bürgermeister

Die  Haushaltssatzung mit ihren Anlagen ist gemäß § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staat-

liche Verwaltungsbehörde in Unna mit Schreiben vom  22.05.2023  angezeigt worden.
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Einleitung der Umlegung für das Gebiet XXI 

„Sedanstraße“ 

Der Rat der Stadt Lünen hat in seiner Sitzung am 27.10.2022 den Bebauungsplan Lünen Nr. 224 

„Sedanstraße“ als Satzung beschlossen. 

In der gleichen Sitzung hat der Rat der Stadt Lünen beschlossen, für den Planbereich des Bebau-

ungsplans Lünen Nr. 224 „Sedanstraße“ - gemäß § 46 Absatz 1 Baugesetzbuch das Umlegungs-

verfahren XXI „Sedanstraße“ anzuordnen 

Zur Regelung der Eigentums- und Besitzverhältnisse und der sonstigen Rechte an den im Planbe-

reich des Bebauungsplanes Lünen Nr. Nr. 224 „Sedanstraße“ gelegenen Grundstücke erscheint 

die Durchführung eines Umlegungsverfahrens nach §§ 45 ff Baugesetzbuch geboten. 

Im Einzelnen sollen die nachstehenden Verfahrensschritte durchgeführt werden: 

• Im Rahmen des Umlegungsverfahrens Nr. 224 „Sedanstraße“ werden auf der Grundlage des

rechtskräftigen Bebauungsplanes die Flächen nach § 55 Abs. 2 Baugesetzbuch für

• örtliche Verkehrsflächen (Straßen, Wege, Parkplätze)

• örtliche Grünflächen (Grünanlagen, Kinderspielplätze)

aus den Einwurfsgrundstücken der beteiligten Eigentümer ausgeschieden und der Stadt Lü-

nen zugeteilt.

• Zuteilung der in den Bebauungsplänen ausgewiesenen neuen Wohnbauflächen an die zu-

teilungsberechtigten Eigentümer der Einwurfsgrundstücke.

• Regelung notwendige Grenzveränderungen im Bereich der bereits bebauten Grundstücke.

• Regelung der die Einwurfsgrundstücke betreffenden Rechte nach Abteilung II und III des

Grundbuches

• Regelung der die Einwurfsgrundstücke betreffenden Eintragungen im Baulastenverzeichnis

der Stadt Lünen.

• Festsetzung von Geldleistungen auf der Grundlage der §§ 59 und 60 Baugesetzbuch.

Der Umlegungsausschuss der Stadt Lünen hat mit nachstehendem Umlegungsbeschluss vom 

13.06.2023 die Umlegung eingeleitet. Dieser Umlegungsbeschluss wird gemäß § 50 Abs. 1 Bauge-

setzbuch hiermit öffentlich bekanntgemacht: 

I. Umlegungsbeschluss

1. Nach § 47 Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I

S. 2414) wird hiermit für den Bereich des Bebauungsplangebietes Lünen Nr. 224 „Se-

danstraße“  die Umlegung eingeleitet.

Die Abgrenzungen des Umlegungsgebietes sind der Anlage „Einwurfmasse“, die Liste 

der beteiligten Grundstücke ist der Anlage „Flurstücksübersicht“ zu entnehmen. 

Das Umlegungsgebiet führt die Bezeichnung XXI 

„Sedanstraße“. 
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2. Der Umlegungsausschuss behält sich vor, die Umlegung abschnittsweise durchzuführen

und nach § 52 Baugesetzbuch weitere Grundstücke ganz oder teilweise in die Umle-

gung einzubeziehen oder von der Umlegung auszunehmen und das Umlegungsgebiet

ganz oder teilweise mit anderen Umlegungsgebieten zusammenzufassen, falls es sich

im Interesse einer zweckmäßigen und schnellen Durchführung der Umlegung als not-

wendig erweisen sollte.

II. Beteiligte und Aufforderung zur Anmeldung von Rechten

1. Beteiligte

In dem Umlegungsverfahren sind nach § 48 Abs. 1 Baugesetzbuch Beteiligte

1. die Eigentümer der im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstücke;

2. die Inhaber eines im Grundbuch eingetragenen oder durch Eintragung gesicherten

Rechts an einem im Umlegungsgebiet gelegenen Grundstück oder an einem das

Grundstück belastenden Recht;

3. die Inhaber eines nicht im Grundbuch eingetragenen Rechts an dem Grundstück

oder an einem das Grundstück belastenden Recht, eines Anspruchs mit dem Recht

auf Befriedigung aus dem Grundstück oder eines persönlichen Rechts, das zum Er-

werb, zum Besitz oder zur Nutzung des Grundstücks berechtigt oder den Verpflich-

teten in der Benutzung des Grundstücks beschränkt;

4. die Stadt Lünen;

5. unter den Voraussetzungen nach § 55 Abs. 5  Baugesetzbuch die Bedarfsträger und

6. die Erschließungsträger.

2. Aufforderung zur Anmeldung von Rechten

Die Inhaber der unter Ziffer 1 lfd. Nr. 3 bezeichneten Rechte werden gemäß § 50 Abs. 2

Bundesbaugesetz hiermit aufgefordert, ihre Rechte, die zur Beteiligung am Umle-

gungsverfahren berechtigen, innerhalb eines Monats, gerechnet vom Tage nach dieser

öffentlichen Bekanntmachung, bei der Geschäftsstelle des Umlegungsausschusses der

Stadt Lünen, Willy-Brandt-Platz 5, Technisches Rathaus, 2. Etage, Zimmer 206, 44532

Lünen, anzumelden.

Werden Rechte erst nach Ablauf dieser Frist angemeldet, so muss ein Berechtigter die

bisherigen Verhandlungen und Festsetzungen gegen sich gelten lassen, wenn der Um-

legungsausschuss dies bestimmt. Der Inhaber eines unter Ziffer 1 lfd. Nr. 3  bezeichne-

ten Rechts muss die Wirkung eines vor der Anmeldung eingetretenen Fristablaufs

ebenso gegen sich gelten lassen wie der Beteiligte, dem gegenüber die Frist dieser Be-

kanntmachung zuerst in Lauf gesetzt worden ist. Die Inhaber dieser Rechte werden

nach § 48 Abs. 2 Baugesetzbuch zu dem Zeitpunkt Beteiligte in dem Umlegungsverfah-

ren, in dem die Anmeldung ihres Rechts dem Umlegungsausschuss zugeht. Die Anmel-

dung ist bis zur Beschlussfassung über den Umlegungsplan nach § 66 Abs. 1 Baugesetz-

buch zulässig.

III. Verfügungs- und Veränderungssperre
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Nach § 51 Abs. 1 Baugesetzbuch dürfen von der Bekanntmachung des Umlegungsbeschlus-

ses bis zur Bekanntmachung des Umlegungsplanes nach § 71 Baugesetzbuches im Umle-

gungsgebiet nur mit schriftlicher Genehmigung des Umlegungsausschusses 

1. ein Grundstück geteilt oder Verfügungen über ein Grundstück und über Rechte an ei-

nem Grundstück getroffen oder Vereinbarungen abgeschlossen werden, durch die ei-

nem anderen ein Recht zum Erwerb, zur Nutzung oder Bebauung eines Grundstücks

oder Grundstücksteiles eingeräumt wird; oder Baulasten neu begründet, geändert oder

aufgehoben werden;

2. erhebliche Veränderungen der Erdoberfläche oder wesentlich wertsteigernde sonstige

Veränderungen der Grundstücke vorgenommen werden;

3. nicht genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige, aber wertsteigernde bauli-

che Anlagen errichtet oder wertsteigernde Änderungen solcher Anlagen vorgenommen

werden;

4. genehmigungs-, zustimmungs- oder anzeigepflichtige genehmigungsbedürftige bauli-

che Anlagen errichtet oder geändert werden.

IV. Vorarbeiten auf Grundstücken

Eigentümer und Besitzer haben nach § 209 Baugesetzbuch zu dulden, dass Beauftragte der 

zuständigen Behörden zur Vorbereitung der von ihnen zu treffenden Maßnahmen Grund-

stücke betreten und Vermessungen oder ähnliche Arbeiten ausführen. 

V. Rechtsmittelbelehrung

Gegen diesen Beschluss des Umlegungsausschusses der Stadt Lünen vom 13.06.2023 (Einlei-

tung der Umlegung nach § 47 Baugesetzbuch für das Gebiet XXI „Sedanstraße“) kann ge-

mäß § 217 Abs. 1 bis 3 Baugesetzbuch innerhalb von sechs Wochen nach der öffentlichen 

Bekanntmachung dieses Beschlusses im Amtsblatt der Stadt Lünen ein Antrag auf gerichtli-

che Entscheidung gestellt werden. 

Der Antrag ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Geschäftsstelle des Umlegungsaus-

schusses der Stadt Lünen, Zimmer 206, 2. Etage des Rathauses, Willy-Brandt-Platz 5, 44532 

Lünen, einzureichen. 

Falls die Frist durch das Verschulden eines, von einem oder mehreren beteiligten Eigentü-

mern oder von einem oder mehreren Inhabern von im Grundbuch, Abteilung II und / oder 

III, eingetragenen Rechten, Bevollmächtigten versäumt wird, so wird dieses Verschulden 

dem Vollmachtgeber zugerechnet werden. 

Lünen, den 13. Juni 2023 

Stadt Lünen 

Umlegungsausschuss 

Der Vorsitzende 

( Siegel ) gez. Ersan 

S.Ersan

Kreisrechtsrätin
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Anlage 2

Umlegung XXI "Sedanstraße" - Liste der beteiligten Flurstücke

Gemarkung Flur Flurstück

Lünen 21 61
Lünen 21 355
Lünen 21 244
Lünen 21 228
Lünen 21 255
Lünen 21 200
Lünen 21 34
Lünen 21 33 tlw.
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